
Presseerklärung der DFG-VK Mannheim-Ludwigshafen zur
Bundeswehr-Werbung auf einer RNV-Straßenbahn 
vom 12.03.2019

Keine Straßenbahn in Tarnfarben mit irreführenden Parolen

Öffentlichen Personennahverkehr nicht für
Rekrutierungsversuche der Bundeswehr missbrauchen

Seit Februar 2019 rollt eine Straßenbahn durch Mannheim in den Tarnfarben der Bundeswehr 
(gesehen auf der Strecke der Linie 3). Das ist offensichtlich ein weiterer Versuch im verzweifelten 
Bemühen der Bundeswehr, ihre mangelnde Attraktivität zu überwinden und Soldatinnen und 
Soldaten zu rekrutieren. 

Die Werbeslogans auf der 
Straßenbahn sind längst 
bekannt, denn sie werden auf 
riesigen Flächen an viel 
frequentierten Stellen  
platziert. Neu ist hingegen, 
dass die 
StraßenbahnnutzerInnen 
notgedrungen für die 
Bundeswehrwerbung 
instrumentalisiert werden. 
Man hat keine Möglichkeit, 
sich gegen die einseitigen 
Behauptungen der 
Bundeswehr zu wehren. 

Es ist nicht nachvollziehbar, 
warum sich die Mannheimer 

Verkehrsbetriebe auf einen derart fragwürdigen Werbevertrag eingelassen haben. Der 
Rüstungshaushalt ist der zweithöchste Etatposten und ein Großteil davon, wird für die 
Waffenbeschaffung und Personalaufstockung verwendet. Stattdessen wollen wir die zivile 
Konfliktbearbeitung stärken und den Ausbau des ÖPNV. 

Wer sich über die für das Militär werbende Straßenbahn ärgert, sollte den Ärger nicht runter 
schlucken. Besser wäre es, der RNV telefonisch oder schriftlich mitzuteilen, dass sie den Vertrag 
mit der Bundeswehr kündigen soll. 

Die Bundeswehr genießt eine Vorzugsbehandlung. Wenn wir als pazifistische und 
antimilitaristische Organisation für unser Positionen und für Kriegsdienstverweigerung werben 
wollten, würde die RNV das ablehnen. In den „Fragen und Antworten für die Fahrzeugwerbung“ 
lehnt die RNV „politische Werbung und/oder religiöse Inhalte“ nämlich ab.

Schon seit langem wirbt die Bundeswehr auf Jobmessen und in Karriereveranstaltungen an 
Hochschulen und konfrontiert jede und jeden zusätzlich auf Plakatwänden und an Bus- und 
Bahnhaltestellen mit ihren irreführenden Behauptungen. Sie agiert gemäß der bewährten 
Strategie: Wenn Behauptungen nur lange genug wiederholt werden, sind sie irgendwann  im 
Gedächtnis verankert und werden nicht mehr hinterfragt. Beispielsweise fand es eine Dame von 
der RNV-Hotline nicht ungewöhnlich, dass die Bundeswehr mit Straßenbahnen für Personal wirbt. 
Sie sei ein Arbeitgeber wie jeder andere. Genau das gaukelt uns die Bundeswehr schon seit 
Jahren vor und hat damit insbesondere bei Menschen unter 18 Jahren Erfolg. 
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Die  UN-Kinderrechtskonvention verbietet es aber, Menschen unter 18 Jahren zu rekrutieren, was 
die Bundeswehr allerdings missachtet. 

Was bei den Kriegseinsätze der Bundeswehr (euphemistisch Auslandseinsätze genannt) 
tatsächlich passieren kann, belegt die beklemmende Schilderung eines Oberstabsgefreiten. Er war
in Afghanistan in Kampfeinsätzen und beschreibt seine Todesängste ehrlich. 

Zu den Gefahren, 
denen die SoldatInnen 
in den Kriegseinsätzen 
ausgesetzt sind, gehört 
die besonders fatale 
Verletzung in Form der 
posttraumatischen 
Belastungsstörung 
(PTB). Sie äußert sich 
u. a. in Angstzuständen 
und Panikattacken. 
1600 
Bundeswehrsoldaten 
sind wegen einer 
solchen Störung in 
Behandlung, wobei 
man nicht weiß, wie 

hoch die Dunkelziffer ist. Wer sich bei der Bundeswehr getraut Angst zuzugeben, ist als Weichei 
schnell abgestempelt. SoldatInnen, die bei der Bundeswehr einen Antrag auf Entlassung und 
Unterstützung wegen einer PTB stellen, geraten oft in Beweisnot und müssen lange „abwarten und
Tee trinken“, bis ihr Antrag auf Entschädigung (eventuell) genehmigt wird. 

 Angesicht solcher Fakten muss man die Bundeswehr-Behauptung „Grünzeug ist auch gesund für 
deine Karriere“ als eine Lüge bewerten. 

„Krisenherde löschst du nicht mit Abwarten und Teetrinken“, behauptet die Bundeswehr. 
Tatsächlich verbringen die SoldatInnen  etwa in Afghanistan einen großen Teil ihrer Einsatzzeit im 
Feldlager und gehen nur unter schärfsten Sicherheitsvorkehrungen auf Patrouillenfahrten. Den 
früher behaupteten offenen und intensiven Kontakt zur afghanischen Bevölkerung gibt es schon 
lange nicht mehr. Die Bundeswehr wird heute als Besatzer und nicht als „Brunnenbauer in oliv“ 
wahrgenommen. 

Die Aussage, „Mach was wirklich zählt“, ist anmaßend und steht im Gegensatz zur Kriegsrealität in 
Afghanistan und dem gescheiterten und teuren Versuch Frieden und Sicherheit durch 
Waffeneinsatz und SoldatInnen zu garantieren. Heute konzentriert sich die Bundeswehr nach 
ihrem seit 18 Jahren andauernden Einsatz in Afghanistan darauf, das afghanische Militär 
auszubilden. Dass das gelingt, ist mehr als fraglich, denn die UNO hat unlängst Zahlen über die 
zivilen Toten in Afghanistan veröffentlicht. Leider nicht überraschend ist die steigende Zahl von 
Toten, die zu einem großen Teil Opfer von Taliban oder IS sind. Erstaunlich und erschreckend ist 
auch, dass die Zahl derjenigen steigt, die bei Luftangriffen der USA oder afghanischen Luftwaffe 
getötet wurden. 

Wir fordern die RNF auf, den Werbevertrag mit der Bundeswehr zu beenden.

Kontakt
Otto Reger, 0176 50218312 
mannheim@dfg-vk.de
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